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Präsidentin Ilse Aigner: Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Tagesordnungs-

punkte 50 bis 55 auf:

Antrag der Abgeordneten Martin Hagen, Julika Sandt, Alexander Muthmann u. a. 

und Fraktion (FDP)

Konversion von Komplexeinrichtungen entscheidend voranbringen I - Ein 

Gesamtkonzept für alle vorlegen (Drs. 18/14646) 

und

Antrag der Abgeordneten Martin Hagen, Julika Sandt, Alexander Muthmann u. a. 

und Fraktion (FDP)

Konversion von Komplexeinrichtungen entscheidend voranbringen II - 

Beteiligung der Bewohnerinnen und Bewohner mit Fokus auf junge Menschen 

(Drs. 18/14647) 

und

Antrag der Abgeordneten Martin Hagen, Julika Sandt, Alexander Muthmann u. a. 

und Fraktion (FDP)

Konversion von Komplexeinrichtungen entscheidend voranbringen IV - 

Transparente Förderkriterien (Drs. 18/14648) 

und

Antrag der Abgeordneten Martin Hagen, Julika Sandt, Alexander Muthmann u. a. 

und Fraktion (FDP)

Konversion von Komplexeinrichtungen entscheidend voranbringen III - 

Konversion ist mehr als Dezentralisierung (Drs. 18/14649) 

und

Antrag der Abgeordneten Martin Hagen, Julika Sandt, Alexander Muthmann u. a. 

und Fraktion (FDP)
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Konversion von Komplexeinrichtungen entscheidend voranbringen V - 

Vorankommen durch auskömmliche Finanzierung (Drs. 18/14650) 

und

Antrag der Abgeordneten Martin Hagen, Julika Sandt, Alexander Muthmann u. a. 

und Fraktion (FDP)

Konversion von Komplexeinrichtungen entscheidend voranbringen VI - 

Wissenschaftliche Begleitung der Konversion (Drs. 18/14651) 

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Die Gesamtredezeit ist mit 32 Minuten ver-

einbart. Die erste Rednerin ist Kollegin Julika Sandt für die FDP-Fraktion.

Julika Sandt (FDP): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Der Begriff "Konversion von Komplexeinrichtungen" ist sehr sperrig. Es geht 

um die Umwandlung sehr großer Einrichtungen für Menschen mit Behinderung. Oft 

handelt es sich um riesige Gebäudekomplexe, in denen Hunderte Menschen leben, 

arbeiten, ärztlich versorgt und verpflegt werden. Sie sind dort komplett unter sich. Das 

Ganze ist so ausgelegt, dass sie die Einrichtung eigentlich niemals verlassen müss-

ten. Das Ganze atmet somit den Geist des 19. Jahrhunderts, als Menschen abge-

schirmt wurden und der Gedanke der Exklusion vorherrschte. Meistens sind sie 

schlecht angebunden irgendwo auf der grünen Wiese. Damit muss echt Schluss sein. 

Diese Zeit ist vorbei. Das Thema betrifft in Bayern rund 10.000 Menschen, die direkt 

betroffen sind. Hinzu kommen die ganzen Angehörigen und Freunde. Das sind doch 

sehr viele Menschen, die ein großes Interesse haben, dass sich an dieser Stelle end-

lich etwas ändert.

Wir Freien Demokraten wollen, dass diese Einrichtungen dem Zeitgeist des 21. Jahr-

hunderts und den Ansprüchen des 21. Jahrhunderts entsprechen. Dort soll die UN-Be-

hindertenrechtskonvention und Inklusion gelebt werden – das Miteinander von Men-

schen mit und ohne Behinderung. Die Menschen sollen dort gemeinsamen leben, 
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arbeiten, ihre Freizeit verbringen, Theater spielen, Sport treiben und sich kulturell be-

tätigen. All das können wir uns vorstellen.

Hierfür gibt es zwei Wege. Die Einrichtungen könnten sich öffnen und auch für Men-

schen ohne Behinderung attraktiv werden. Denkbar wären auch gemischte Familien 

mit Geschwistern mit und ohne Behinderung. Es gibt jede Menge Möglichkeiten, wer 

angesprochen werden könnte. Eine andere Möglichkeit besteht in der Dezentralisie-

rung der Einrichtungen. Das bedeutet, dass Wohneinheiten außerhalb der Einrichtun-

gen in den Städten eingerichtet werden. Im Januar hat hierzu eine Expertenanhörung 

stattgefunden. Im Rahmen der Anhörung ist deutlich geworden, dass noch sehr viel zu 

tun ist. Vieles läuft dort überhaupt noch nicht gut. Deshalb haben wir dieses Antrags-

paket eingebracht. Wir haben es auch in Leichte Sprache übersetzt, damit die Betrof-

fenen wirklich wissen, was besser gemacht werden könnte und welche politischen Vi-

sionen wir als Freie Demokraten auf den Weg gebracht haben. Darüber müssen wir 

einfach informieren.

Wir wollen die Menschen nicht nur besser informieren, sondern sie selbst auch in den 

Prozess einbinden. Am Ende sollen sie mitentscheiden können und eine echte Wahl-

freiheit erhalten. Dazu müssen sie auch einmal erleben, was eigentlich möglich ist. 

Dies könnte im Rahmen von Exkursionen und Probewohnen erfahren werden. All das 

wollen wir angehen. Im Moment ist das nicht der Fall.

Der Behindertenbeauftragte der Staatsregierung hat in seiner Stellungnahme ge-

schrieben: Bislang ist mir zur konkreten Einbindung der Menschen mit Behinderung 

und ihren Familien nichts bekannt in diesem Zusammenhang. – Das müsste doch 

wirklich ein Weckruf an die Staatsregierung sein. Die Staatsregierung bleibt weit hinter 

ihrem selbstgesteckten Ziel, 20 Millionen Euro pro Jahr zur Verfügung zu stellen, zu-

rück. Bisher sind es nur 10 Millionen Euro plus die Verpflichtungsermächtigung. Wir 

haben immer wieder vorgerechnet, dass das Geld auch da wäre. Wir haben es ent-

sprechend gegenfinanziert.
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Es braucht aber mehr. Es braucht ein Gesamtkonzept. Es fehlen ein Konzept und eine 

Förderrichtlinie. Die Träger wissen überhaupt nicht, welche Kriterien sie erfüllen müs-

sen, um eine solche Einrichtung umzuwandeln. Es gibt keine wissenschaftliche Be-

gleitung. Auch das fordern wir dringend ein. Wir wollen, dass auch Menschen mit seel-

ischer Behinderung berücksichtigt werden. Das fehlt im Moment. Es ist sehr viel zu 

tun. Es ist ein großer Schritt. Fassen Sie sich ein Herz. Stimmen Sie unserem An-

tragspaket zu.

(Beifall bei der FDP)

Präsidentin Ilse Aigner: Vielen Dank. – Bevor ich dem nächsten Redner das Wort er-

teile, will ich noch etwas abfragen. Wir könnten heute noch die Tagesordnungspunk-

te 59 und 60 aufrufen. Gibt es Widerspruch dagegen? – Sehe ich nicht. Für die Tages-

ordnungspunkte 56, 59 und 60 ist vonseiten der AfD namentliche Abstimmung 

beantragt worden.

Der nächste Redner ist Herr Andreas Jäckel für die CSU-Fraktion.

Andreas Jäckel (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Her-

ren! Frau Kollegin Sandt hat es bereits beschrieben: Wir haben uns im Ausschuss am 

Anfang des Jahres im Rahmen einer groß angelegten Anhörung und anschließend 

Ende April im Rahmen einer umfangreichen Ausschussdebatte ausführlich mit dem 

Thema beschäftigt.

Ich möchte nachfolgend noch ein paar prägnante Positionen unserer Fraktion hierzu 

zusammenfassen. Frau Kollegin Sandt hat schon verschiedene Punkte angesprochen. 

Es geht um das Weiterentwickeln und Umwandeln der großen zentralen Einrichtungen 

mit zum Teil über 100 Bewohnerinnen und Bewohnern. Hauptziel ist, diese Komple-

xeinrichtungen nicht von einem auf den anderen Tag völlig abzuschaffen und zu zer-

schlagen, sondern nach modernen Standards weiterzuentwickeln. Wir sind uns über-

wiegend einig, dass dies ein längerfristiger Prozess sein wird, der dennoch 

konsequent gegangen werden muss.
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Zu den Kosten bzw. zu den finanziellen Mitteln – auch das ist schon angesprochen 

worden. Es geht um 20 mal 20 Millionen Euro. 20 Jahre lang soll für die Konversion 

ein Betrag von je 20 Millionen Euro aufgewendet werden. Ich betone: Das ist frisches 

Geld vom Freistaat. Das ist nicht Geld, das aus anderweitigen Titeln genommen 

wurde, sondern es ist neues Geld, und dies ist auch aller Ehren wert. Natürlich ist es 

in den ersten zwei Jahren – das Programm läuft seit 2019 – noch nicht komplett aus-

gezahlt, weil sich viele Dinge noch im Investitionsprozess befinden. Corona war für die 

Sache auch nicht gerade förderlich. Insgesamt wurde uns aber glaubhaft versichert, 

dass wir diese 20 Millionen Euro in Kürze erreichen und sie dann Jahr für Jahr ausge-

zahlt werden.

Meine Damen und Herren, das ist deswegen wichtig, weil es verlässlich sein muss. 

Wir rechnen insgesamt in Bayern für den Umbau, für die Phase der Umwandlung mit 

einem Bedarf von etwa 1,2 Milliarden Euro; davon sind etwa 700 Millionen Euro för-

derfähig. Die staatliche Förderquote mit 60 % macht etwa gut 400 Millionen Euro aus 

– das sind genau diese 20 mal 20 Millionen Euro.

Es ist angesprochen worden, dass es auch Menschen mit psychischer Behinderung 

gibt. In Bayern gibt es keine Komplexeinrichtung, die ausschließlich für Menschen mit 

psychischer Behinderung da ist. Selbstverständlich ist aber bei unserem Programm – 

bei den Umwandlungen, bei den Weiterentwicklungen –, diese Menschengruppe mit-

gedacht und auch mitgemeint.

Meine Damen und Herren, von Kollegin Sandt ist auch die Förderrichtlinie angespro-

chen worden. Diese befindet sich in der allerletzten, finalen Abstimmung mit dem Fi-

nanzministerium. Dann haben wir auch die notwendige Transparenz. Diese Förder-

richtlinie bietet dann das auf, was Sie eingefordert haben. Im Übrigen darf ich darauf 

hinweisen, dass die Aufsicht in Bayern generell bei den Bezirken bzw. bei den Be-

zirksregierungen liegt und wir deswegen auch keine eigene Fachstelle wollen. Wir wis-

sen selbst: Wenn wir eine zusätzliche Bürokratisierung einführen, bindet das finan-

zielle Mittel, die anderswo gut gebraucht werden.
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Meine Damen und Herren, das Wohnbauprogramm des Freistaates Bayern ist inzwi-

schen im Grunde so aufgestellt, dass nur noch barrierefrei nach der Bayerischen Bau-

ordnung und nach der DIN 18040 gefördert wird. Hierfür bekommt das Sozialministeri-

um für den entsprechenden Wohnungsbau jedes Jahr 8 Millionen Euro.

Ich glaube, mit diesem Sonderinvestitionsprogramm, das aus meiner Sicht ein wichti-

ger Baustein der bayerischen Politik für Menschen mit Behinderung ist, können wir 

uns sehr gut sehen lassen. Lassen Sie uns diesen Weg gemeinsam konsequent wei-

tergehen. Die Anträge der FDP lehnen wir ab.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht der Kollege Johannes Becher für 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Johannes Becher (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! In der Tat ist das ein sehr wichtiges Thema, das eigentlich auch 

eine bessere Sendezeit verdient hätte, wenn ich das so sagen darf. Heute geht es um 

ein Antragspaket der FDP. Wir als Fraktion der GRÜNEN haben uns mit diesem 

Thema auch schon in Form eines sehr umfassenden Dringlichkeitsantrages beschäf-

tigt. Viele Spiegelstriche unseres Dringlichkeitsantrages finden sich auch in dem An-

tragspaket der FDP wieder.

Man muss sich überlegen: Worum geht es? Um welche Größenordnungen geht es? – 

In Bayern wohnen rund 10.000 Menschen mit Behinderungen in einer sogenannten 

Komplexeinrichtung. Das sind große Einrichtungen der Eingliederungshilfe, die Wohn-, 

Therapie- und Pflegeangebote zentral bündeln. Diese Einrichtungen befinden sich 

meist im verkehrsberuhigten Bereich irgendwo am Rand und somit aus den Augen 

und manchmal auch aus dem Sinn.

Das ist nicht die Form von Inklusion, die wir uns für die Zukunft vorstellen. Eine Teilha-

be von Bewohnerinnen und Bewohnern am gesellschaftlichen Leben in einem Ort, in 

Protokollauszug
89. Plenum, 21.07.2021 Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode 6

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500002811.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000542.html


einer Gemeinde, ist eben aufwendig und schwierig zu organisieren, wenn die Fahrtwe-

ge sehr lang sind. Die inklusive Umwandlung der Komplexeinrichtungen – das habe 

ich auch den Worten von Kollegen Jäckel entnommen – ist ja im Grunde schon politi-

scher Konsens. Die Frage ist aber, wie schnell die konkrete Umsetzung vonstatten-

geht. Sie haben gerade 20 mal 20 Millionen Euro gesagt. Heuer sind es keine 20 Mil-

lionen Euro. Das fängt langsam an, aber eigentlich müsste es deutlich schneller sein.

Vor dem Hintergrund der Investitionskostenförderung für die inklusive Umwandlung 

dieser Einrichtungen möchte ich konkret auf das Sonderinvestitionsprogramm von 

2019 zu sprechen kommen. Dieses ist aus meiner Sicht aufzustocken und mithilfe 

transparenter Förderkriterien zielgerichtet umzusetzen. Ich betone das so, weil es jetzt 

heißt: Jetzt bekommen wir irgendwann transparente Förderkriterien. Wenn wir ganz 

ehrlich sind, sollte dies schon längst passiert sein.

Wir haben vorher von Kosten in Höhe von 1,2 Millionen Euro gehört und, auf 20 Jahre 

verteilt, von einer staatlichen Förderung in Höhe von 400 Millionen Euro. Da ist jedoch 

noch eine richtig große Summe vorhanden, die anderweitig zu stemmen ist. Eigentlich 

brauchen wir eine Förderung des kleinen inklusiven Wohnraums.

Ich möchte auch noch die Perspektive von Menschen mit psychischer Behinderung 

mitdenken. Herr Jäckel, Sie haben gesagt, dass wir so gut aufgestellt sind. Wenn ich 

mir die Quote der ambulanten Behandlungen bei uns ansehe und diese mit der Quote 

anderswo vergleiche, glaube ich, dass wir noch erheblichen Nachholbedarf haben. Die 

Förderung der inklusiven Umwandlung von Einrichtungen für Menschen mit psychi-

scher Behinderung ist noch unzureichend.

Beteiligung bedeutet nicht nur Mitdenken und Mitmeinen. Gemäß dem Grundsatz der 

UN-Behindertenrechtskonvention "Nichts über uns ohne uns" sind bei all diesen Maß-

nahmen und Prozessen Menschen mit Behinderung systematisch zu beteiligen. Das 

muss klar sein; das muss dann aber auch gelebt werden. Wenn man die UN-Behin-

dertenrechtskonvention und das Wunsch- und Wahlrecht entsprechend ernst nimmt, 
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muss man diesen Grundsatz mit konkreten Maßnahmen untermauern. Die FDP ver-

sucht dies mit ihren sechs Anträgen einzufordern.

Ich möchte kurz auf die einzelnen Anträge eingehen. Der erste Antrag betreffend "Ein 

Gesamtkonzept für alle vorlegen" entspricht in weiten Teilen den Forderungen unserer 

Fraktion. Dem können wir also gerne zustimmen.

Der zweite Antrag beschäftigt sich mit der Beteiligung der Bewohnerinnen und Bewoh-

ner mit Fokus auf junge Menschen. Das ist das, was ich gerade gesagt habe: Nichts 

über uns ohne uns. Wenn man längere Zeit in einer großen Einrichtung gelebt hat, ist 

es schon ein lebenseinschneidendes Ereignis, von dort auszuziehen und in eine klei-

ne Inklusivwohnung irgendwo im Ort einzuziehen. Ich glaube, dass zunächst einmal 

Ängste bestehen. Deshalb sind Beratung und Beteiligung ganz wesentliche Schritte, 

damit das dann auch erfolgreich funktioniert.

Dem Antrag betreffend "Transparente Förderkriterien" müssten Sie eigentlich zustim-

men, weil wir alle der Meinung sind, dass es transparente Förderkriterien braucht. Hier 

kann keiner sein, der sagt: Das will ich nicht. Sie lehnen den Antrag natürlich ab, 

indem Sie sagen: Das machen wir eh alles schon.Der Antrag ist schon eine ganze Zeit 

alt, dem hätte man auch im Ausschuss schon zustimmen können. Damit wäre den Re-

gierungsfraktionen kein Zacken aus der Krone gebrochen.

Der vierte Antrag zur Konversion fordert mehr als die Dezentralisierung. Dieser Antrag 

enthält einen wichtigen Gedanken. Wenn wir an die großen Komplexeinrichtungen 

denken, denken wir an die Dezentralisierung. Dann sagen wir, wir gehen in kleinere 

Einheiten. Es geht aber nicht nur um Dezentralisierung, sondern es geht auch um die 

Umwandlung dieser Komplexeinrichtungen, um sie zukunftsfähig zu machen und in-

klusiv zu gestalten. Auch Menschen ohne Behinderung sollten in diese Einrichtungen 

mit hineingebracht werden. Entscheidend ist, dass man immer Dezentralisierung und 

Umgestaltung auf dem Schirm hat.
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Der fünfte Antrag mit dem Titel "Vorankommen durch auskömmliche Finanzierung" 

entspricht einem ähnlichen Antrag, den wir gestellt haben.

Der sechste Antrag fordert dann noch die wissenschaftliche Begleitung der Konversi-

on. Frau Kollegin Sandt, ich finde diesen Antrag gut. Mir fehlt nur – das haben Sie 

aber wahrscheinlich gemeint –, dass man auf die wissenschaftliche Begleitung auch 

hört. Bei uns wird so viel evaluiert und begleitet, dann gibt es Expertenanhörungen, 

und dennoch ist der Erkenntnisgewinn bei Teilen des Hohen Hauses nicht immer so, 

wie man es sich vonseiten der Opposition, aber auch vonseiten der Betroffenen wün-

schen würde.

In dem Sinne hoffe ich, dass wir bei dem Thema wirklich zur Erfüllung unserer Forde-

rungen kommen, dass wir in die Gänge kommen und dass wir etwas im Sinne dieser 

zehntausend Menschen in den Einrichtungen, aber auch im Sinne der Einrichtungen 

selbst, die eine Zukunftsperspektive brauchen, vorwärtsbringen.

Präsidentin Ilse Aigner: Der nächste Redner ist für die Fraktion der FREIEN WÄH-

LER der Kollege Johann Häusler.

Johann Häusler (FREIE WÄHLER): Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Die sechs vorliegenden Anträge gehen – wir haben es heute schon gehört – auf 

die Anhörung vom 28. Januar im Sozialausschuss zurück. Sie wurden bereits am 

29. April in diesem Ausschuss federführend behandelt, und dort wurde auch darüber 

abgestimmt. Das Anliegen dieser Anträge, die Konversion von Komplexeinrichtungen, 

ist ein gesamtgesellschaftliches Anliegen. Darin, dass diese Komplexeinrichtungen 

nicht mehr in die Zeit passen, stimme ich den Antragstellern zu. Diese Komplexein-

richtungen liegen auch dezentral, oft sehr weit außerhalb der geschlossenen Ortschaf-

ten oder in verkehrsberuhigten Bereichen. Das passt mit einem inklusiven Leben nicht 

mehr zusammen.

In Bayern geht es – Kollege Becher hat es gerade angesprochen – immerhin um 

zehntausend Menschen mit unterschiedlichen Behinderungen, die in diesen zentralen 
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Einrichtungen leben. Es gibt die unterschiedlichsten Einrichtungstypen und auch die 

unterschiedlichsten Betreuungsformen in diesen sogenannten Komplexeinrichtungen. 

Aktuell existieren in Bayern 45 solcher Betreuungsunterkünfte mit jeweils über 100 Be-

wohnern, die aus einem breit gefächerten Altersspektrum kommen. Alle Altersschich-

ten sind dort vertreten.

Für uns, die Regierungsfraktionen, ist die Versorgungssicherheit für diese betroffenen 

Menschen oberste Priorität. Ganz oben auf der Agenda steht die Schaffung von 

Wohnraum für diese Betroffenen. Wir präferieren dezentrale kleinteilige Wohneinhei-

ten innerhalb der Gemeinden und Städte, also auch im Zentrum dieser Orte, sodass 

die Betroffenen besser am Alltagsleben und am gesellschaftlichen Leben teilhaben 

können. So kann dann auch inklusives Wohnen gezielter gefördert werden, was wir 

auch alle wollen. Das entspricht dann auch den Vorgaben der UN-Behindertenrechts-

konvention, die eine gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben fordert.

Aus der Sicht der Bayerischen Staatsregierung ist es allerdings nicht sinnvoll, alle 

Komplexeinrichtungen sofort aufzulösen, sondern diese zusehends durch kleinteilige, 

regionale Wohnangebote mit einem durchgängigen Betreuungsangebot zu ergänzen 

und sukzessive zu ersetzen. Die Sozialverbände – darauf muss man in dieser Stunde 

auch hinweisen – gehen überhaupt von einem zunehmenden Bedarf an barrierefreien 

Wohnungen für unsere Gesellschaft aus. Sie rechnen damit, dass wir bis zum 

Jahr 2030 drei Millionen Einheiten bräuchten. Diese Knappheit an barrierefreien Woh-

nungen wirkt sich im Besonderen auch auf Bewohner von Komplexeinrichtungen aus, 

und zwar insbesondere auf diejenigen, die in eine eigene Wohnung umziehen möch-

ten.

Jetzt kommt auch ein ganz wesentlicher rechtlicher Aspekt dazu, nämlich die Zustän-

digkeit. Die Bedarfsplanung und die Bedarfsdeckung fallen in die Zuständigkeit der 

Bezirke als Leistungserbringer und nicht in die Zuständigkeit des Freistaats Bayern. 

Die staatliche Investitionsförderung für die Konversion von Komplexeinrichtungen ist 

eine freiwillige Leistung, die wir gerne erbringen und die wir auch gerne aufstocken. 
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Darin dürften wir uns einig sein. Diese Einrichtungen verpflichten sich dann aber auch 

– das steht dann auch in den neuen Förderrichtlinien, die zurzeit vorbereitet werden –, 

dass Beteiligungsmöglichkeiten geschaffen werden, dass die Zusammenarbeit mit den 

Sorgeberechtigten gegeben ist und dass dann auch ein Beschwerdemanagement vor-

gehalten wird.

Dieses Sonderinvestitionsprogramm zur Konversion von Komplexeinrichtungen wurde 

zur Verbesserung der Wohnsituation für diese Menschen aufgelegt. Dafür wurden in 

den Haushaltsjahren 2020 und 2021 Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von je-

weils 20 Millionen Euro eingestellt. Die Regierungsfraktionen beabsichtigen, mindes-

tens 20 Millionen Euro pro Jahr für 20 Jahre mit steigender Tendenz auszuweisen. Die 

20 Millionen werden nicht reichen, das ist uns allen bewusst. Diese Mittel müssen wir 

aufstocken. Wir kennen die Gesamtbedarfssumme in Höhe von 1,2 Milliarden Euro. 

Das ist eine riesige Herausforderung. Der werden wir uns auch nicht verschließen 

können.

Es gibt aber auch noch andere Möglichkeiten der Förderung, zum Beispiel aus dem 

Bayerischen Landesplan für Menschen mit Behinderung oder die Förderung kleinteili-

ger Wohnformen nach der Nummer 5.5 der Förderrichtlinie für die Investitionskosten-

förderung für heilpädagogische Tagesstätten der Jugend- und Behindertenhilfe. Das 

heißt also, wir haben weitere Möglichkeiten.

Die inklusive Umgestaltung der Stammstandorte ist letztlich Aufgabe der Träger, in 

welcher Form sie es auch immer machen, ob es Kombiprojekte oder reine Wohnpro-

jekte sind.

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Kollege, denken Sie bitte an Ihre Zeit.

Johann Häusler (FREIE WÄHLER): Aus dieser Zusammenschau wird für jeden Betei-

ligten klar ersichtlich, dass die Konversion von Komplexeinrichtungen von den Regie-

rungsfraktionen und der Staatsregierung nachhaltig vorangetrieben wird. Deshalb 

glaube ich, dass wir daran ohne großen bürokratischen Aufwand weiterarbeiten kön-
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nen. Insofern haben sich diese Anträge erledigt, wie es schon im federführenden Aus-

schuss festgestellt worden ist.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht der Kollege Ulrich Singer für die AfD-

Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Ulrich Singer (AfD): Frau Präsidentin, geschätzte Kollegen! Die FDP fordert eine 

schnelle Umsetzung der Konversion von Komplexeinrichtungen. Dazu wird von der 

Staatsregierung vor allem gefordert, einen Gesamtplan zu erstellen, um diese Konver-

sion entscheidend voranzubringen. Da kann man der FDP nur zustimmen. Es wäre 

nicht schlecht, wenn die Staatsregierung einen Plan hätte und den auch vorlegen 

würde. Das ist aber offensichtlich schon zu viel verlangt. Auch wir, die AfD, wollen die 

Konversion von Komplexeinrichtungen und die Dezentralisierung der Behindertenein-

richtungen zügiger voranbringen, als es derzeit von der Staatsregierung vorgenom-

men wird. Eine bessere Anbindung von Menschen mit Behinderung an unser gesell-

schaftliches Leben ist von uns allen hier im Hohen Haus zu begrüßen.

Ich möchte allerdings eines im Gegensatz zu den Vorrednern betonen: Die Kollegin 

Sandt hat diese Komplexeinrichtungen komplett dämonisiert und gesagt, dort schwe-

be noch der Geist des 19. Jahrhunderts. – Ich hoffe, ich habe Sie richtig zitiert. – 

Diese Komplexeinrichtungen haben schon auch ihren Sinn. Wichtig ist, dass wir auch 

weiter auf die Wahlfreiheit der Betroffenen achten. Es gibt Menschen mit Behinderung, 

die in Abgeschiedenheit leben wollen, genauso wie manche von uns auch lieber auf 

dem Land und andere lieber in der Stadt leben wollen. Manche bevorzugen es eben, 

eine schlechte Anbindung zu haben, dafür aber ihre Ruhe. Andere wollen den Zug, 

den Bäcker und den nächstgelegenen Laden vor der Haustüre haben.
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Also, da müssen wir auch wirklich auf den Einzelfall achten. Es wäre eine massive 

Diskriminierung, wenn wir hier den Willen der Betroffenen missachteten, wie es an-

scheinend manche Vertreter der Parteien, die ich heute sprechen gehört habe, vorha-

ben. Wir wollen also verhindern, dass das Kind mit dem Bade ausgeschüttet wird, und 

setzen uns massiv dafür ein, dass die echte Wahlfreiheit der Betroffenen erhalten 

wird, weil sich für viele Menschen mit Behinderung eine Komplexeinrichtung eben 

sehr gut bewährt hat und auch in Zukunft eine tolle Einrichtung darstellen wird.

Kehren wir aber zum eigentlichen Thema zurück: Wir wollen ja die Konversion und die 

Dezentralisierung, weil es in vielen Fällen sehr gut möglich ist, die Menschen ins städ-

tische Leben noch besser zu integrieren. Wir erleben es beispielsweise auch in unse-

ren Behindertenwerkstätten, die Cafés eingerichtet haben; es gibt bei uns in Nördlin-

gen das Café Samocca. Das sind einfach ganz tolle Möglichkeiten, wo Menschen mit 

Behinderung unmittelbar im Arbeitsleben und unmittelbar in der Gesellschaft integriert 

sind; viele Bürger – auch ich – gehen dort gerne hin, um einen Kaffee zu trinken.

Wir brauchen 1,2 Milliarden Euro, um diese Konversion zu betreiben. Die Staatsregie-

rung möchte hier nur 400 Millionen Euro in die Hand nehmen, und das verteilt auf die 

nächsten 20 Jahre. Es ist natürlich richtig, dass die Träger der Eingliederungshilfe für 

einen Teil der Förderung mitverantwortlich sind, aber der Betrag, den die Staatsregie-

rung in die Hand nehmen möchte, erscheint uns – vor allem verteilt auf diese sehr 

lange Zeit – zu wenig; es geht auch zu langsam.

Es gibt auch nur eine punktuelle Förderung durch das Sonderinvestitionsprogramm; 

hier soll dann ja auch noch etwas kommen. Die insgesamt zögerliche Vorgehensweise 

und die Gesamtplanlosigkeit der Staatsregierung lässt meines Erachtens Zweifel auf-

kommen, wie ernst es der Staatsregierung hier mit der Teilhabe von Menschen mit Be-

hinderung und mit der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention wirklich ist.
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Die Zögerlichkeit ist ja nicht nur bei der Konversion von Komplexeinrichtungen zu er-

kennen, wir sehen sie auch in anderen Bereichen. Bei der Barrierefreiheit sind wir zu 

langsam, und bei den Bahnhöfen geht es zu langsam voran.

Aber nicht nur im baulichen Bereich geht es zu langsam voran, sondern auch bei der 

Bereitstellung von Schulmaterialien in barrierefreier Form, zum Beispiel in Blinden-

schrift, oder auch bei den Dolmetschern für Gehörlose usw. Hier gibt es viele großarti-

ge Ankündigungen von der Staatsregierung; umgesetzt wird zu wenig. Es hapert ex-

trem. Durch die Corona-Maßnahmen sind wir noch weiter zurückgesetzt worden. Es 

darf nicht sein, dass Projekte zum Nachteil von Menschen mit Behinderung aufgrund 

völlig überzogener Corona-Maßnahmen zurückgestellt werden.

Ich hätte noch viel zu sagen. Wir werden den Anträgen im Wesentlichen zustimmen, 

weil wir für die Menschen mit Behinderung in unserem Land etwas machen wollen, 

auch wenn es noch einige, und zwar sehr erhebliche, Kritikpunkte gibt.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Die nächste Rednerin ist die Kollegin Doris Rauscher für die 

SPD-Fraktion.

Doris Rauscher (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Die Ziele der Gleichberechtigung sowie der vollen und wirksamen Teilhabe in 

allen Lebensbereichen von Menschen mit einer Behinderung stehen im Bayerischen 

Behindertengleichstellungsgesetz und auch in der UN-Behindertenrechtskonvention. 

Ist das nun eine freiwillige Leistung? In Bayern haben wir diese Ziele leider noch nicht 

so recht erreicht. Noch immer haben Menschen mit einer Behinderung nicht dieselben 

Chancen am Arbeitsmarkt. Sie sind häufiger von Armut betroffen und erleben häufiger 

Gewalt. Noch immer sind wir von einem inklusiven Bildungssystem weit entfernt – von 

der Kita bis zur Erwachsenenbildung. Menschen mit Behinderung sind häufiger von 

Armut betroffen. Auch beim Wohnen sieht es für viele Menschen mit Behinderung 

schlecht aus.
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Inklusiv, inmitten der Gesellschaft und selbstbestimmt – das sollte das Ziel sein. 

Darum geht es auch bei den hochgezogenen Anträgen der FDP-Fraktion.

Bis auf einige Modellprojekte ist in dieser Hinsicht in Bayern leider noch relativ wenig 

passiert. In Bayern leben – der Kollege hat es schon erwähnt – rund 10.000 Men-

schen mit Behinderung in sogenannten Komplexeinrichtungen, so sperrig sich der Be-

griff auch anhören mag – Frau Kollegin Sandt hat darauf hingewiesen –, aber es ist 

nun einmal die Bezeichnung großer Einrichtungen, in der viele Menschen mit Behin-

derung zusammenleben. Sie befinden sich meist am Rande der Kommune oder sogar 

außerhalb. Teilhabe an der Gesellschaft ist dadurch oftmals schlichtweg schwierig.

Aus Sicht der SPD-Landtagsfraktion darf es nicht länger sein, dass wir in der heutigen 

Zeit Menschen mit Behinderung eigentlich während ihres gesamten Lebens in einer 

Extrawelt vom restlichen Leben abschirmen, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

So sieht inklusive Teilhabe und Teilhabe an der Gesellschaft, wie wir das alle erleben, 

nicht aus. Es ist für mich wirklich unglaublich, dass die Staatsregierung nach all der 

Zeit, in der wir über diese Themen reden, immer noch kein Gesamtkonzept vorgelegt 

hat, dass die Gelder nicht reichen und die Fördervorgaben oft sehr eng gesteckt sind.

Neben den hochgezogenen Anträgen der FDP, denen wir schon im Ausschuss zuge-

stimmt haben, hatten wir von der SPD-Fraktion ebenfalls eine ganze Reihe von Forde-

rungen im Ausschuss diskutiert und eingebracht. Aber sämtliche Initiativen der Oppo-

sitionsfraktionen wurden abgelehnt, obwohl dies alles Ergebnisse aus einer großen 

Anhörung zum Thema Konversion von großen Einrichtungen und Komplexeinrichtun-

gen waren. Ich frage mich schon, warum CSU und FREIE WÄHLER die Anträge alle-

samt mit dem Argument abgelehnt hatten, sie hätten eigene Ideen. Lagen denn die 

Fachexperten im Januar 2021 in ihren eindrücklichen Wortbeiträgen mit der Schilde-

rung, wie groß die Herausforderungen in Bayern sind, allesamt falsch? Sehen Sie 
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denn nicht, wie dringend wir Versäumnisse in Bayern auch einfach einmal aufarbeiten 

müssen?

Inklusion ist ein Grundrecht, und es ist überfällig, das auch endlich umzusetzen. Die 

Zeit der schönen Worte und der bloßen Modellprojekte muss aus unserer Sicht endlich 

vorbei sein. Lassen Sie uns endlich vorankommen und dafür sorgen, dass Menschen 

auch mit einer psychischen Behinderung in der Mitte einer aktiven vielfältigen Gesell-

schaft leben können. Es ist Zeit. Geben Sie sich einen Ruck und stimmen Sie zu!

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Ilse Aigner: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die 

Aussprache geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu werden die Anträge 

wieder getrennt. Der jeweils federführende Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend 

und Familie empfiehlt alle sechs Anträge zur Ablehnung.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag auf der Drucksache 18/14646 zu-

stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der 

GRÜNEN, der AfD, der SPD und der FDP sowie der fraktionslose Abgeordnete Plenk. 

Gegenstimmen! – Die Fraktionen der CSU und der FREIEN WÄHLER. Stimmenthal-

tungen? – Keine.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag auf der Drucksache 18/14647 zu-

stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der GRÜ-

NEN, der AfD, der SPD und der FDP sowie der fraktionslose Abgeordnete Plenk. Ge-

genstimmen! – Die Fraktionen der CSU und der FREIEN WÄHLER. 

Stimmenthaltungen? – Keine.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag auf der Drucksache 18/14648 zu-

stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der GRÜ-

NEN, der AfD, der SPD und der FDP sowie der fraktionslose Abgeordnete Plenk. Ge-
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genstimmen! – Die Fraktionen der CSU und der FREIEN WÄHLER. 

Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist der Antrag auch abgelehnt.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag auf der Drucksache 18/14649 zu-

stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der GRÜ-

NEN, der SPD und der FDP sowie der fraktionslose Abgeordnete Plenk. Gegenstim-

men! – Das sind die Fraktionen der CSU und der FREIEN WÄHLER. 

Stimmenthaltungen! – Die AfD-Fraktion. Damit ist der Antrag auch abgelehnt.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag auf Drucksache 18/14651 zustim-

men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der GRÜ-

NEN, der AfD, der SPD und der FDP sowie der fraktionslose Abgeordnete Plenk. Ge-

genstimmen! – Die Fraktionen der CSU und der FREIEN WÄHLER. 

Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist auch dieser Antrag abgelehnt.

Ich gebe das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum Tagesordnungspunkt 49, 

zum Antrag der AfD-Fraktion betreffend "Einsetzung eines Untersuchungsausschus-

ses" bekannt: Mit Ja haben 10 gestimmt, mit Nein 97; es gab eine Stimmenthaltung. 

Damit ist der Antrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Ich habe einen Antrag übersehen: Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag 

auf der Drucksache 18/14650 zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – 

Das sind die Fraktionen der GRÜNEN, der AfD, der SPD und der FDP sowie der frak-

tionslose Abgeordnete Plenk. Gegenstimmen! – Die Fraktionen der CSU und der 

FREIEN WÄHLER. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist auch dieser Antrag abge-

lehnt. – Entschuldigung.
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